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Einleitung

Stellen Sie sich ein Deutschland vor, in dem es nur eine Zeitung gibt. Diese 
wird vom Staat, der den Zeitungsmarkt zwangsmonopolisiert hat, heraus-
gegeben. Es werden dafür zahlreiche Gründe angeführt: Der „Jugendschutz“ 
(die Zeitungen könnten unzüchtige Inhalte haben, die die Jugend verderben), 
„soziale Ungerechtigkeit“ (Reiche könnten sich teuren Qualitätsjournalismus 
leisten während Arme auf die billigen Trash-Zeitungen zurückgreifen müssten) 
und die Gefahr der Verbreitung von Fehlinformationen. Alle vier Jahre gäbe 
es dann Zeitungswahlen. Die Bürger der Bundesrepublik Deutschland wären 
aufgerufen, den Chefredakteur für die nächsten vier Jahre zu wählen, der 
wiederum die Inhalte der Zeitung bestimmt. Es bräche eine heftige Debatte 
über die künftigen Themenschwerpunkte „unserer Zeitung“ aus. „Mehr Sport“ 
würden vor allem körperlich aktive und gesundheitsbewusste Menschen 
fordern, während tendenziell Künstler und Intellektuelle nach „mehr Kultur“ 
rufen würden. Andere würden „mehr Politik“ verlangen und unter ihnen gäbe 
es zahlreiche Vorstellungen darüber, welche Art von politischer Berichterstat-
tung wünschenswert wäre. Unzählige weitere Themen kämen für die Zeitung 
in Frage und mindestens genauso viele Interessengruppen würden für die 
Berücksichtigung ihres Themas kämpfen. Der Platz in der Zeitung ist jedoch 
begrenzt und in einer demokratischen Abstimmung wird letztlich ein Chefre-
dakteur gewählt, der über die Inhalte bestimmt, die dann die gesamte Nation 
ertragen muss. Die Folge: Es gäbe einen ständigen gesellschaftlichen Konflikt 
eines jeden gegen jeden. 

Oder stellen Sie sich ein Deutschland vor, in dem es nur eine einzige Re-
staurantkette gibt. Diese ist ebenfalls in staatlicher Hand. Auch hier gibt es 
deutschlandweite Wahlen. Alle vier Jahre wird der Chefkoch der Zentralküche 
gewählt. Dieser bestimmt dann den bundeseinheitlichen Speiseplan. Die Folge 
wäre auch in diesem Fall ein dauerhafter Streit innerhalb der Gesellschaft 
darüber, welche Mahlzeiten die Staatsrestaurants servieren sollen: Fast Food? 
Bürgerliche Küche? Bio-Essen? Oder gar veganisch? Oder eine Mischung aus 
allem? Wenn ja, in welchem Verhältnis? Und zu welchem Preis? Darüber würde 
letztendlich abgestimmt und alle müssten beim Restaurantbesuch das demo-
kratische Einheitsessen der Mehrheit schlucken. 

Schauen Sie sich nun das real-existierende Deutschland an: Es ist ein Land, 
in dem der Staat tatsächlich fast das komplette Bildungswesen übernommen 
hat. Er entscheidet einseitig über Struktur, Inhalte und Preis des staatlichen 
Bildungsangebots (das man aufgrund von Schulpflicht und Zwangsfinanzierung 
nicht ablehnen kann, weswegen man hier wohl kaum von einem wirklichen 
„Angebot“ sprechen kann). Alle fünf Jahre wird in den Bundesländern darüber 
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abgestimmt, wie die zukünftige kollektive Schulpolitik auszusehen hat. Auch 
hier gibt es eine große gesellschaftliche Debatte darüber wie, wie lange und vor 
allem was „unsere Kinder“ lernen sollen. Skurrilerweise scheint sich das Wahl-
volk nur bei der Forderung nach immer höheren Ausgaben, also einem höheren 
Preis für Bildung, einig zu sein, anstatt nach besserer und kostengünstigerer 
Bildung. Es scheint zu übersehen, dass Bildungseinrichtungen staatlicherseits 
nur durch Steuern, Schulden (zukünftige Steuern) oder Inflation (eine versteckte 
Steuer) finanziert werden können. Ansonsten aber gibt es mindestens so viele 
Vorstellungen davon, wie und welche Art von Bildung vermittelt werden sollte, 
wie es Schüler gibt, mit ihren individuellen Begabungen, Interessen und Zu-
kunftsplänen.  

Doch in diesem Aufsatz werde ich mich weder mit der Finanzierungsfrage 
weiter befassen, noch mit der Schulstruktur. Es geht hier lediglich um die 
Lehrinhalte speziell im Bereich der ökonomischen Bildung, die am Ende des 
soeben beschriebenen politischen Kampfes herauskommen, und kollektiv einer 
ganzen Generation von Kindern und Jugendlichen eingeflößt werden. Und diese 
sind, ähnlich wie das Einheitsessen in der imaginären Staatskantine, sehr unap-
petitlich: Es wird konsequent ökonomischer Nonsens mit antikapitalistischem 
Beigeschmack serviert.

Das wäre alles nur halb so gefährlich, wenn es sich bei den Lesern dieser 
Bücher nicht um Kinder handeln würde. Denn für die Zukunft Deutschlands ist 
es von immenser Wichtigkeit, dass die heranwachsenden Generationen verste-
hen, wie Wohlstand generiert wird und was ihn vernichtet. Fehlt den Menschen 
dieses Wissen, sind sie zu unnötiger Armut und all den damit verbundenen 
sozialen Problemen verdammt.  

Es werden nun einige typische Beispiele vorgestellt, die ich einer Stichpro-
be von acht Schulbüchern eines niedersächsischen Gymnasiums entnommen 
habe. Beginnen wir mit dem Thema, dem diese Schulbücher besonders viel 
Aufmerksamkeit widmen: der Armut in der Dritten Welt.
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Ökonomische Irrlehren

1.	F reihandel versus Fair Trade

Die Autoren von Diercke Erdkunde 9 scheinen nicht gerade begeisterte Frei-
händler zu sein. Im Themenabschnitt „Welthandel“ erläutern sie, was die Folgen 
von Marktöffnungen sind: Entlassungen, Entlassungen, Entlassungen. Zunächst 
wird die Aufhebung der Mengenbeschränkungen im weltweiten Textilhandel 
besprochen. Diese gefährde Arbeitsplätze in Ländern wie der Türkei oder Mexiko. 
Die Liberalisierung des Kaffeemarktes habe für die Arbeiter ebenso schlimme 
Folgen, wie diese Passage den Schülern klarmachen soll:

	 „Kaffee ist nach Erdöl der wichtigste Exportrohstoff. Bis 1989 hatte die CEO 
(Internationale Kaffeeorganisation) dafür gesorgt, dass der Kaffee einen Min-
destpreis erzielte. Seit diesem Zeitpunkt besteht aber das Gesetz des freien 
Handels. Folge war ein deutlicher Preisverfall, den die Bauern durch steigende 
Produktion kompensieren wollten. Zusätzlich drängten Staaten wie Vietnam 
auf den Kaffeeweltmarkt, sodass im Jahr 1997 das Angebot die Nachfrage 
übertraf. Mitte 2000 sanken die Kaffeepreise teilweise unter 50 US-Cent pro 
englischen Pfund ab. In vielen Anbauländern führte dies zu Entlassungen von 
Arbeitern und zur Aufgabe von Land der Kleinbauern, durch die der Anbau des 
Kaffees hauptsächlich erfolgte. Die Kleinbauern erhalten aber nur einen sehr 
geringen Anteil des Ladenpreises von Kaffee und können durch den erzielten 
Erlös ihre Produktionskosten oftmals nicht decken.“ (S. 123) 

Daraufhin wird das „Fair Trade“- Modell des Vereins „Transfair“ als Lösung 
dieses Problems vorgestellt, nach dem den Kleinbauern ein Mindestpreis für 
den Kaffee bezahlt wird, unabhängig davon wie der Weltmarktpreis sich ent-
wickelt. So meint man dafür sorgen zu können, dass der Kleinbauer auch einen 
ordentlichen Teil des Endpreises abbekommt.

Der findige Schüler kann jedoch einem kleinen, aber sehr informativen, 
Kästchen am Seitenrand entnehmen, dass 43,5 % des Endverbraucherpreises 
für Kaffee aus Steuern und Abgaben an den Staat bestehen. Warum, fragt man 
sich, weisen die Autoren nicht im Text darauf hin und schimpfen stattdessen 
auf die Zwischenhändler? 

Doch es ist nicht nur die Frage um die Verteilung des Endpreises auf die 
einzelnen Marktteilnehmer, die hier kritisiert wird. Es ist vor allem das Prinzip 
des Freihandels, das hier an den Pranger gestellt wird. Der Tenor dieser Passa-
ge: Vor der Marktliberalisierung (also zur Zeit des Protektionismus) war alles 
besser. Die Kaffeekleinbauern der Welt konnten produzieren wie sie wollten 
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und es war immer für sie gesorgt. Die Menschen hatten Arbeit und alle waren 
glücklich. Dann kam der böse Markt und machte alles kaputt.

Natürlich gibt es bei jeder Marktöffnung schmerzhafte Anpassungspro-
zesse. In diesem Fall wurde der Strukturwandel über Jahre hinweg künstlich 
aufgehalten und vollzog sich dann umso heftiger. Aber Massenentlassungen 
und die Schließung von Kleinbetrieben sind nicht das, was einen freien Markt 
auszeichnet. Sie sind nur vorübergehende Phänomene eines Prozesses an des-
sen Ende es der Gesellschaft als Ganzes besser geht. Denn wenn es weltweiten 
Freihandel gibt, werden diejenigen Produzenten ein bestimmtes Gut herstellen, 
die dies am kostengünstigsten tun können. So müssen die Verbraucher weniger 
für das Gut bezahlen, und es werden Ressourcen frei, mit denen nun andere 
Güter oder Dienstleistungen erworben werden können. Das eingesparte Geld 
fließt also in andere Wirtschaftsbereiche, wo wiederum neue Arbeitsplätze 
entstehen. Gesamtwirtschaftlich vergeudet man wertvolle Ressourcen (Arbeits-
kraft, Rohstoffe, Produktionskapazitäten), wenn die weltweite Arbeitsteilung 
nicht genutzt wird. 

Anstatt die wirklichen Ursachen der Armut in diesen Ländern anzuprangern, 
nämlich die Knebelung jeglicher wirtschaftlicher Aktivität z.B. durch Protektio-
nismus, Bürokratismus, Inflation, Reglementierung und Abgabenwahn, werden 
den Schülern in Terra Erdkunde 10 des Klett-Verlages sechs Lösungsansätze 
kapitelweise vorgestellt (S. 138-153): Erstens: Nahrungsmittelhilfe (was die 
lokalen Lebensmittelmärkte zerstört); zweitens: große und kleine Entwick-
lungsprojekte; drittens: Hilfe zur Selbsthilfe (Brunnenbau, Ernährungsberatung, 
Förderung des Dorfhandwerks); viertens: „Frauen stärken“; fünftens: „Fair 
Trade“ (die Verbraucher in reicheren Ländern sollen also den Marktpreis plus 
Spende zahlen) und sechstens: Entwicklung durch Industrie (die Frage besteht 
doch gerade darin, wie man zu einem Industrieland wird!). Woher das Geld 
für diese Programme kommen soll, wird den Schülern nicht mitgeteilt. Aber 
man ahnt es schon.

Was die Schüler konkret tun könnten, wird ihnen auch mitgeteilt (S. 153): 
Sie könnten „solidarisch handeln“ indem sie Fair-Trade-Produkte kaufen, ihren 
„Lebensstil ändern“, indem sie ihren Fleischkonsum reduzieren, sie könnten sich 
aber auch einfach „einmischen“, indem sie „gegen Unrecht protestieren“ oder 
sich Parteien, Verbänden oder sonstigen politischen Gruppierungen anschlie-
ßen. Als besondere Serviceleistung werden den nun emotional aufgewirbelten 
Schülern auf derselben Seite „nützliche Adressen“ zur Verfügung gestellt, etwa 
der Unicef oder des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Adressen, die marktwirtschaftliche Lösungen anbieten, werden den Schülern 
leider nicht verraten.
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2.	K inderarbeit und Entwicklung

In Diercke Erdkunde 9 wird den Schülern die Situation von Kindern in wirt-
schaftlich unterentwickelten Ländern wie folgt beschrieben:

	 „Besonders im ländlichen Raum mit Subsistenzwirtschaft werden von den 
Kindern traditionell viele Arbeiten verrichtet, auf die die Familie angewiesen 
ist. Auch in anderen Bereichen werden Kinder als billige Arbeitskräfte einge-
setzt. Die überwiegende Mehrheit der Kinder arbeitet im informellen Sektor, 
also ohne Steuer- und Sozialabgaben, damit ohne Alters- und Krankenversi-
cherung sowie ohne arbeitsrechtlichen Schutz (Schuhputzer, Autowäscher, 
Eisverkäufer). Oft sind es zudem gefährliche und/oder gesundheitsschädliche 
Tätigkeiten, die von Kindern beispielsweise in Steinbrüchen oder Bergwerken 
verrichtet werden. Die Ausbeutung geht so weit, dass häufig die Kinder gar 
keinen Lohn für ihre Arbeit bekommen, weil Sie unbezahlt ihren arbeitenden 
Eltern helfen.“ (S. 105)

In diesem Absatz wird eine Situation beschrieben, die tatsächlich existiert 
und auch wirklich ein großes Problem darstellt. Kinderarbeit ist ein noch viel 
zu verbreitetes Phänomen und gehört nicht in eine moderne Welt. Leider 
vermittelt der Text jedoch den Eindruck, dass es das Fehlen von staatlichen 
Regulierungen und Steuern (!) ist, das solche Arbeitsverhältnisse überhaupt 
erst erzeugt. Außerdem entsteht geradezu der Eindruck, der Staat müsse die 
Kinder vor ihren eigenen Eltern schützen. Doch die Eltern dieser Kinder sind 
keineswegs in irgendeiner Form „schlechter“ als deutsche Eltern. Sie wollen 
mit Sicherheit genauso wenig wie die „Gutmensch-Autoren“ von Diercke, 
dass die Kinder den ganzen Tag schuften müssen, anstatt zu spielen oder zu 
lernen. Doch die ökonomische Realität macht es zur absoluten Notwendig-
keit, dass die Kinder mit anpacken. Wenn man die Kinderarbeit unter Strafe 
stellt, ist die Folge nicht eine ökonomische Verbesserung der Kinder und ihrer 
Familien (wenn dies so wäre, würden sie von selbst damit aufhören), sondern 
eine Abwanderung der Kinder weg von der regulären Arbeit, hin zu weniger 
wünschenswerten Tätigkeiten, die der Staat kaum kontrollieren kann, etwa 
Prostitution oder Kriminalität. 

Der Staat kann also nicht per Gesetz ein besseres Leben für Kinder oder auch 
Erwachsene verordnen. Wenn dies so wäre, könnte er auf diese Weise nicht nur 
die Kinderarbeit, sondern auch gleich die Armut beenden, ganz einfach indem 
er sie für illegal erklärt. Wohlstand und Entwicklung müssen aber erarbeitet 
werden. Je freier die Menschen in einem Land sind, desto schneller wird sich 
das Land so weit entwickeln, dass Kinderarbeit entbehrlich wird. 
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3.	W irtschaftswachstum und Arbeitslosigkeit

Terra Erdkunde 10 stellt zum Zusammenhang zwischen ökonomischem Fort-
schritt und der Beschäftigungslage folgende sonderliche Behauptung auf: 

	 „Wirtschaftswachstum bedeutet aber meist auch (…) in zunehmendem Maße 
Arbeitslosigkeit.“ (S. 78)

Wirtschaftswachstum führt zwar nicht notwendigerweise zu Mehrbe-
schäftigung, denn andere Faktoren spielen für die Arbeitsmarktentwicklung 
ebenso eine Rolle. Ceteris paribus aber hat Wirtschaftswachstum natürlich 
einen positiven Effekt auf die Beschäftigung. Die in manchen Dritte-Welt-
Ländern zu beobachtenden Entlassungen sind oftmals Merkmale eines wirt-
schaftlichen Strukturwandels (s.o.). Doch werden in anderen Bereichen neue 
Arbeitsplätze entstehen, wenn die Wirtschaft frei von staatlicher Gängelung ist. 
Wirtschaftswachstum bedeutet, dass mehr Güter und Dienstleistungen auf den 
Markt kommen. Und gerade weil es jemanden geben muss, der die zusätzlichen 
Produkte herstellt und vertreibt, wird mehr Arbeitskraft benötigt. 

4.	 Marktversagen

Ein auch unter Ökonomen kontroverses Thema ist die Theorie des „Markt-
versagens“. An dieser Stelle soll keine ausführliche Diskussion dieser Theorie 
erfolgen. Dennoch lohnt es sich einen kritischen Blick darauf zu werfen, was 
die Schulbücher hier zu sagen haben:

In Politik-Wirtschaft 8 heißt es:

	 „Von Marktversagen spricht man (...), wenn der freie Markt ein Gut nicht 
bereitstellt, obwohl dieses durchaus erwünscht wäre. Ein Beispiel dafür: 
Ein Wohnquartier beschließt, zum Jubiläum ein Feuerwerk abzufeuern. 
Jeder Einwohner soll dafür 10 Euro beisteuern. Das Problem ist nun, dass 
diejenigen, welche die 10 Euro nicht bezahlen, das Feuerwerk trotzdem se-
hen. Daher werden nur wenige Leute, wenn überhaupt welche, die 10 Euro 
bezahlen. Die anderen werden als Trittbrettfahrer bezeichnet. Alle hoffen, 
kostenlos profitieren zu können. Am Schluss kommt das Feuerwerk nicht 
zustande, weil niemand für die anderen bezahlen möchte. [...] Würde man 
folglich den Bereich der öffentlichen Güter dem freien Markt überlassen, so 
gäbe es weder Feuerwerke noch Straßenbeleuchtung.“ (S. 128 f.)

Diese kurze Passage enthält sowohl Amüsantes als auch schlicht Falsches. 
Das Amüsante besteht darin, dass das beschriebene Beispiel des Feuerwerks 
gerade ein Beweis dafür ist, dass das Trittbrettfahrerproblem überwunden 
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werden kann. Denn Feuerwerke finden Silvester ganz ohne staatliche Inter-
vention statt und die Menschen würden vermutlich noch mehr Feuerwerke 
veranstalten, gäbe es kein gesetzliches Verbot. Falsch ist die Behauptung, 
dass der Markt bestimmte Güter nicht bereitstellen kann. Von Bildung über 
Straßen bis hin zu Recht, historisch hat der Markt jedes erdenkliche Produkt 
schon einmal bereitgestellt. Ob der Markt aber zu einer bestimmten Zeit und an 
einem bestimmten Ort tatsächlich dieses Gut anbietet, hängt vor allem davon 
ab, ob der Staat private Anbieter verdrängt oder nicht. Aber aus der Tatsache, 
dass der Markt ein bestimmtes Produkt nicht anbietet, folgt weder, dass er 
es nicht kann (dies ist historisch widerlegt), noch folgt daraus, dass der Staat 
dann dieses Produkt anbieten soll. 

Anti-Kapitalismus durch historische Mythenbildung

Der schlechte Ruf der freien Marktwirtschaft rührt nicht nur von den angeb-
lichen theoretischen Mängeln, die ihm zugeschrieben werden, sondern auch 
von bestimmten historischen Ereignissen. Die wohl am häufigsten angeführten 
Beispiele sind die Industrielle Revolution und die Weltwirtschaftskrise 1929-
1933.

Eine für die von mir untersuchten Schulbücher typische Beschreibung und 
Bewertung der industriellen Revolution findet man in Politik 11:

	 „Obwohl die ökonomischen Erfolge der Marktwirtschaft in Gestalt einer 
stark gestiegenen Produktion deutlich sichtbar wurden, kam es in sozialer 
Hinsicht zu gravierenden Missständen. Trotz des gesteigerten Produktions-
niveaus vollzog sich dessen Verteilung höchst ungleichmäßig. Die vor allem 
im 19. Jahrhundert zu beobachtende Verelendung der Arbeitnehmerschaft 
(sog. „soziale Frage“) zeugt von der als ungerecht empfundenen Einkom-
mens- und Vermögensverteilung. Existenzminimumslöhne, Kinderarbeit, 
unmenschliche Arbeitsbedingungen oder das Fehlen sozialer Sicherungs-
systeme sind Ausdruck der „Inhumanität“ eines sich selbst überlassenen 
marktwirtschaftlichen Systems. Die Ergebnisse des Marktsystems bedürfen 
daher zweifellos der politischen Korrektur durch sozial- und verteilungspo-
litische Maßnahmen.“ (S. 73)

Danach wird den Schülern die folgende Aufgabe gestellt: „Erläutern Sie, 
zu welchen wirtschaftlichen und sozialen Folgen die von Eingriffen des Staates 
völlig freie, am klassischen Liberalismus orientierte Marktwirtschaft in der Zeit 
der Industrialisierung (z.B. in England und Deutschland) führte.“ Man kann nur 
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Mitleid haben mit dem aufgeklärten Schüler, der in seiner Freizeit die großen 
klassischen Liberalen Hayek, Mises oder Friedman gelesen hat, und diese Frage 
in einer Klausur beantworten muss.  

Historisch war es keineswegs der Fall, dass die industrielle Revolution zur 
Verelendung der Massen geführt hat. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
waren, vor allem in der ersten Industrialisierungsphase, aus heutiger Perspektive 
wirklich sehr schlecht. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die Infrastruktur 
in den Städten mit der rapiden Bevölkerungsexplosion nicht schnell genug 
hinterherkam. Aber die Alternative dazu wäre für viele Menschen der Tod ge-
wesen. Nicht umsonst gingen sie in die Städte. Das Leben auf den Feldern war 
immer elendig gewesen, doch erst als die Massen in die Städte strömten, wurde 
die Armut für alle, vor allem für den Intellektuellen Friedrich Engels sichtbar. 
Eine Passage aus seinem Buch „Die Lage der arbeitenden Klasse in England“ 
wird in Geschichte und Geschehen 4 zitiert (S. 136). Darin attackiert Engels 
die Kapitalisten heftig dafür, die Arbeiter dichtgedrängt in alten Häusern zu 
beherbergen. Zu diesem Text sollen die Schüler dann Stellung beziehen. Sie 
werden gefragt, ob die Industriellen und Hausbesitzer oder die Bausubstanz 
an den schlechten Wohnverhältnissen der Arbeiter Schuld war. Für die Schüler 
ist klar, wie die richtige Antwort lautet.

Warum erfahren die Schüler nicht wie sich die Bevölkerungszahlen, die 
Reallöhne und die Kindersterblichkeitsraten in dieser Phase des „Raubtierkapi-
talismus“ entwickelt haben? Diese hätten die industrielle Revolution in einem 
ganz anderen Licht erscheinen lassen. 

Die zweite historische Phase, in der der Kapitalismus angeblich versagte, 
ist die Zeit der Weltwirtschaftskrise. Linke führen seit jeher diese ökonomische 
Krise als Beispiel der „inneren Widersprüche“ des Kapitalismus an. Auch Politik 
11 lehrt, dass es die von Liberalen (hier „Klassiker“ genannt) vertretene freie 
Marktwirtschaft war, die die Krise hervorrief. Deshalb, so die Forderung der 
Schulbuchautoren, müsse der Staat eingreifen und die Wirtschaft „gestalten“ 
(Achtung: anderes Wort für „planen“), um solche Krisen zu verhindern. 

Wörtlich heißt es:

	 „Die Hoffnungen der Klassiker, dass das Marktsystem aufgrund seiner im-
manenten Stabilitätseigenschaften permanent zum gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewicht“ tendiere, erfüllten sich nicht. Besonders ausgeprägt waren 
die gesamtwirtschaftlichen Instabilitäten in den Jahren 1929 bis 1933. Sie 
kulminierten in der bislang schwersten Erschütterung der Weltwirtschaft. 
Während der Weltwirtschaftskrise sank die Produktion in den meisten In-
dustrieländern um rund die Hälfte. Über ein Drittel der Arbeitskräfte waren 
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arbeitslos. Die Deflation wurde begleitet von einer starken Rückbildung 
des internationalen Handels. Diese Erfahrungen machten auf drastische 
Weise deutlich, dass marktwirtschaftliche Systeme in konjunktureller und 
struktureller Hinsicht von schweren Wirtschaftskrisen erschüttert werden 
können. Auch hieraus ist die Schlussfolgerung zu ziehen, dass es Aufgabe des 
Staates ist, derartigen Instabilitäten entgegenzusteuern und das System zu 
stabilisieren. Im Unterschied zur klassischen Auffassung vom „Nachtwäch-
terstaat“ kommen damit dem Staat in einer „gestalteten Marktwirtschaft“ 
offensichtlich weit reichende Aufgaben zu.“ (S. 73)

Diese Darstellung ist völlig falsch. Denn in Wirklichkeit war es nicht der 
freie Markt, der die Krise hervorgerufen hat, im Gegenteil – es war die Po-
litik. Viele Staaten hatten ihre Währungen inflationiert (d.h. die Geldmenge 
ausgeweitet), was die Zinsen auf den Kapitalmärkten künstlich niedrig hielt. 
Die Folge: Die Produktionsstruktur, also das Verhältnis zwischen Konsum und 
Investitionen, wurde verzerrt, da sich durch die künstlich verbilligten Kredite 
nun auch Investitionen „lohnten“, die sich bei dem natürlichen Zinssatz, der 
das tatsächliche Verhältnis zwischen Konsum- und Investitionsgüternachfrage 
(die sogenannte „Zeitpräferenzrate“) widerspiegelt, nicht gelohnt hätten. Durch 
diese Fehlallokation von Kapital werden Ressourcen in Wirtschaftsbereichen 
aufgebaut, die anderswo dringender gebraucht werden. Irgendwann erweisen 
sich diese Investitionen als unprofitabel und es kommt zu einem massiven 
Abbau von Kapazitäten.  

Der liberale Ökonom Ludwig von Mises wusste bereits 1931: 

	 „Die periodisch wiederkehrenden Krisen des zyklischen Konjunkturwechsels 
sind die Auswirkung der immer wieder von neuem aufgenommenen Ver-
suche, den Zinsfuß, der sich auf dem unbehinderten Markte bildet, durch 
das Eingreifen der Bankpolitik - Erweiterung des Kredits durch zusätzliche 
Schaffung von ungedeckten Noten und Kassenführungsguthaben - zu un-
terbieten, um so einen Aufschwung herbeizuführen.“ (Mises 1931: 32)

So lassen sich auch die aktuellen Beispiele der Dotcom-Blase (2000) und 
der aktuellen Hypothekenkrise in den USA auf die staatliche Geldpolitik zu-
rückführen und nicht auf irgendwelche Mechanismen des freien Marktes.

Allgemein wird die ungeheure Bedeutung von Geld im Wirtschaftssystem 
in den Schulbüchern nicht angemessen gewürdigt. Geld ist das „Blut der Wirt-
schaft“ (Roland Baader), dem entsprechend hängt die Gesundheit der Wirtschaft 
vor allem von der Gesundheit des Geldes ab. Es gibt kaum einen Staat, der 
nicht versucht hat durch Geldmanipulation Schulden abzubezahlen oder gar 
Kriege zu finanzieren. Seit 1914, als die meisten großen Industriestaaten das 
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bis dahin private Geld verstaatlichten und die Goldpreisbindung ganz oder zum 
Teil aufhoben, ist dies für die Regierungen besonders einfach. Mit verheerenden 
Folgen: Der 1. Weltkrieg wäre unter Beibehaltung des Goldstandards bereits 
Weihnachten 1914 vorbei gewesen, weil die Kriegskassen der Krieg führenden 
Staaten leer gewesen wären. Die Gelddruckmaschine „Zentralbank“ machte 
die Fortsetzung des Krieges erst möglich. 

Weitere Folgen der Inflation werden ebenso verschwiegen: die Verzerrung 
des Marktes (und die damit verbundenen Wirtschaftskrisen), die Enteignung von 
Sparern, und die Umverteilung von Menschen mit fixem Einkommen (Rentner, 
Arbeiter etc) zu denjenigen, die nahe an der Quelle der Geldschöpfungsma-
schine sitzen und als erstes das „frische Geld“ in die Hände bekommen (etwa 
Finanzinstitute und der Staat).

Antikapitalistische Rhetorik

In dem Kapitel über den Kaffeemarkt war vom „Gesetz des freien Marktes“ die 
Rede. Dabei ist der Markt gerade das System, in dem es keine Gesetze gibt, die 
den Menschen vorschreiben, mit wem, wie viel und unter welchen Bedingungen 
sie miteinander Handel treiben dürfen. Der Markt ist per Definition der Ort, 
an dem Menschen friedlich zusammenkommen und zum gegenseitigen Vorteil 
miteinander kooperieren und Güter und Dienstleistungen austauschen. Geschä-
he dies nicht friedlich und gewaltfrei, wäre es nicht mehr ein Marktvorgang, 
sondern Kriminalität oder Politik. Doch den Schülern soll eingetrichtert werden, 
dass den Menschen der Markt irgendwie „aufgezwungen“ worden sei. Ein ähn-
licher Eindruck entsteht bei dem Begriff der „Herrschaft des Marktes“ (Politik 
11, S. 73). Auf dem freien, das heißt unpolitisierten Markt ist der Verbraucher 
der einzige „Herrscher“, nämlich im doppelten Sinne: 

Erstens herrscht er über sich und sein Leben. Kein Unternehmen kann ihm 
ein Produkt aufzwingen, das er nicht möchte. Kein Unternehmen kann ihn zu 
einer bestimmten Handlung zwingen. Und kein Unternehmen kann ihm seine 
Freiheit nehmen. Der echte Herrscher kann das alles. Und zweitens „herrscht“ 
er durch sein Kaufverhalten über die Produzenten. Ludwig von Mises sei an 
dieser Stelle noch einmal zitiert:

	 „Die wahren Herrscher im kapitalistischen System der Marktwirtschaft sind 
die Verbraucher. Sie entscheiden – indem sie kaufen oder von einem Kauf 
absehen – wer das Kapital besitzen und wer die Fabriken leiten soll. Sie legen 
fest, was und in welcher Menge und Qualität produziert werden soll. Ihre 



	 15

Ansichten bestimmen Gewinn oder Verlust des Unternehmers. Sie machen 
Arme reich und Reiche arm.“(Mises 2004: 38)

Dass die Schulbuchautoren von Politik 11 keine Liberalen sind, wissen wir 
bereits. Doch sie halten sich scheinbar dafür. Anders lässt sich nicht erklären, 
warum sie klassische Liberale als „Liberalisten“ bezeichnen (S. 70). Dieser ab-
fällig klingende Begriff wird immer von denjenigen Gegnern des konsequenten 
Liberalismus benutzt, die sich selbst für „liberal“ halten, denen es aber nicht 
schmeckt, dass die klassischen Liberalen eben auch für wirtschaftliche Freiheit 
eintreten und nicht nur für persönliche Freiheit. Das disqualifiziert sie jedoch 
als Liberale, denn für den Liberalen ist Freiheit unteilbar.

Parteipolitik im Schulbuch

Kindern falsche Vorstellungen über die Marktwirtschaft zu vermitteln, ist eine 
Sache. Wenn dies unabsichtlich getan wird, ist es verantwortungslos. Wenn es 
bewusst getan wird, ist es unmoralisch. Eine ganz andere Sache ist es jedoch, 
ganz offen politische Forderungen auszusprechen. Das ist einfach nur dreist, 
bestenfalls plump. 

Und dies geschieht immer wieder. Hier nur einige Beispiele, wovon einige 
uns bereits begegnet sind:

–	 „Aufgabe des Staates ist, derartigen Instabilitäten entgegenzusteuern und 
das System zu stabilisieren. Im Unterschied zur klassischen Auffassung 
vom ‚Nachtwächterstaat‘ kommen damit dem Staat in einer ‚gestalteten 
Marktwirtschaft' offensichtlich weit reichende Aufgaben zu.“ (Politik 11, 
S. 73)

– 	 „Wenn der Wettbewerb nicht funktioniert, ist auch in einer Marktwirt-
schaft der Staat gefordert. Er muss dafür sorgen, dass der Wettbewerb 
gesichert ist, dass alle ‚Störfaktoren‘ verhindert oder beseitigt sind.“ 
(Politik 8, S. 129)

– 	 „Der Staat muss notleidenden Unternehmen helfen (Strukturpolitik).“ 
(Politik & Co 2, S. 140)

–  	„Auch die Umwelt muss der Staat schützen!“ (Politik 8, S. 129)

– 	 „Auch wenn ein zwingender Nachweis weltweiter Klimaänderungen durch 
den Menschen noch nicht möglich ist, sollte sich die Weltgemeinschaft zu 
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raschen und energischen Abwehrmaßnahmen zusammenfinden.“ (Terra 
Erdkunde 11, S. 174)

– 	„Die Ergebnisse des Marktsystems bedürfen daher zweifellos der poli-
tischen Korrektur durch sozial- und verteilungspolitische Maßnahmen.“ 
(Politik 11, S. 73)

Es mag sein, dass ein Großteil der Bevölkerung diesen politischen Forde-
rungen zustimmen würde. Die Frage ist nur, ob sie in ein Schulbuch gehören. 
Die Privatmeinung von Schulbuchautoren (oder von Kultusministerialbeamten) 
darüber, was der Staat alles tun müsse und was nicht, sollten eigentlich nicht 
Teil des Unterrichtsstoffes an (angeblich) politisch neutralen Schulen sein.  

Themensetzung als politische Aussage

Wenn in einem Schulbuch ein bestimmtes politisches Thema behandelt wird, 
erweckt es den Eindruck, als sei es gesellschaftlich besonders relevant. Beispiel: 
Ungleichheit.

Terra Erdkunde 10 widmet allein den „Disparitäten in Europa“ gleich zehn 
Seiten, gefolgt von dem Kapitel „Ungleichheit in der Welt“ mit 20 Seiten. In 
allen anderen von mir untersuchten Schulbüchern ist die Ungleichheit ein 
großes Thema.

Die Gleichheitsbesessenheit der Linken hat also ganz eindeutig ihren Weg 
in die Schulbücher gefunden. Ja, Ungleichheit ist eine Tatsache, aber sie als 
Problem aufzufassen (was die Schulbücher explizit tun) ist normativ und daher 
strittig. Klassische Liberale teilen zum Beispiel diese Meinung gewöhnlich nicht. 
Sie weisen darauf hin, dass es nicht der Reichtumsunterschied zwischen zwei 
Ländern ist, der ein Problem darstellt, sondern die Tatsache, dass eines von 
den Ländern überhaupt arm ist. Dass das andere Land reich ist, ist für Liberale 
fantastisch! 

Zum Beispiel ist es für das Wohl des armen Rumäniens uninteressant, ob es 
den Schweizern wirtschaftlich besser als ihnen geht oder nicht. Ein anständiger 
Rumäne wäre sogar froh darüber, dass es den Schweizern nicht so schlecht 
geht wie ihnen. Für den Rumänen kommt es nur darauf an, seine eigene Lage 
zu verbessern. Und um ihm zu helfen, konzentriert sich der Liberale darauf, 
die Hürden zum Wohlstand abzubauen, anstatt sich darüber zu beklagen, dass 
materielle Ungleichheit besteht (und damit unterschwellig Umverteilung zu 
fordern).
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Die linken Schulbuchautoren pflegen die Vorstellung eines großen globalen 
Wohlstandskuchens, der einfach da sei, und nur noch „gerecht“ (für sie bedeu-
tet das „gleich“) aufgeteilt werden müsse. Sie verstehen scheinbar nicht, dass 
Wohlstand das Produkt menschlicher Arbeit ist, und bestimmte politische und 
technologische Bedingungen gegeben sein müssen, um zu entstehen. Außerdem 
denken sie, dass Handel ein Nullsummenspiel sei, dass also der eine nur auf 
Kosten des anderen etwas haben könne. Dass dies nicht so ist, veranschaulicht 
ein einfaches Gedankenexperiment: Wenn Klaus für 50 Cent einen Apfel von 
Gabi kauft, dann bedeutet dies a priori, dass Klaus den Apfel höher bewertet 
als die 50 Cent und Gabi die 50 Cent höher bewertet als den Apfel, denn sonst 
wäre der Tausch niemals zustande gekommen. Dieses Prinzip gilt für jeden 
Marktvorgang, egal wo, zwischen wem und mit welchem Produkt.

Ein weiteres erschreckendes Beispiel für die Thematisierung von Ungleich-
heit anstatt von ökonomischen Zusammenhängen bietet Terra Erdkunde 10. 
Es widmet der Ungleichheit und der Armut in Peru ein ganzes Kapitel, ohne 
ein einziges Wort über die Wirtschaftspolitik der peruanischen Regierung zu 
verlieren. Stattdessen werden die Schüler dazu aufgefordert, die Lebensbedin-
gungen der reichen Bankierstochter Elsa (14 Jahre), mit denen des armen Pedro 
(11 Jahre), der nur unregelmäßig zur Schule kann („Wo sollte er auch seine 
Schularbeiten machen, wenn es dunkel ist und die Hütte kein Licht hat?“), weil 
er für seine Familie Wasser holen, Holz sammeln und Unkraut jäten muss, zu 
vergleichen (S. 94). Das Fazit der Autoren von Terra Erdkunde 10: Die Ursache 
für Unterentwicklung und Armut in Peru, wie auch in anderen Ländern der 
Dritten Welt, sei in „sozialer Ungerechtigkeit“ und nicht in „Dummheit oder 
Faulheit“ zu sehen (S. 87). 

Dass die Menschen in Entwicklungsländern wegen ihrer eigenen Unfä-
higkeit arm sind, behauptet allerdings kaum ein ernst zu nehmender Mensch. 
Liberale führen die Armut weder darauf zurück, noch auf mangelnde Umver-
teilung (das ist hier wohl mit „sozialer Ungerechtigkeit“ gemeint), sondern 
weisen auf die mangelnde wirtschaftliche Freiheit und rechtliche Gleichheit 
in diesen Ländern hin. Und wie zahlreiche Studien belegen, sind diejenigen 
Länder „reicher“, in denen Arbeit, Kapital, Warenhandel und Unternehmertum 
freier und staatliche Interventionen in den Bereichen Steuern, Bürokratie und 
Geldwesen geringer sind. Das gilt nicht nur für die Mittel- und Oberschichten 
dieser Länder, sondern gerade auch für die unteren Schichten (siehe Gwartney/ 
Lawson 2004, S. 21).

Vielmehr als ein ökonomisches Problem scheint Ungleichheit für die 
Schulbuchautoren ein ethisches Problem zu sein. Denn es wird immer mit 
(sozialer) Ungerechtigkeit gleichgesetzt. Da überrascht es auch nicht, dass das 
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Ethik-Schulbuch „Auf andere achten“ (Klasse 9/10) für dieses Thema eigens 
ein separates Kapitel vorgesehen hat, indem die Schüler mit Statistiken und 
Tabellen über Lohnunterschiede innerhalb Deutschlands geradezu „bombar-
diert“ werden. 

Auch der Themenabschnitt „Einzelschicksal Arbeitslosigkeit“ in Politik & 
Co 2 dient vielmehr der Emotionalisierung eines Problems als der sachlichen 
Auseinandersetzung mit ihm.   Darin wird ein ehemaliger Mitarbeiter eines 
Verlages zitiert, der seine Entlassung aus seiner Firma beschreibt: 

	 „Mein Chef hat mich in einen kahlen Raum gerufen […] Da hat er dann 
gesagt: Tja, tut mir Leid, wir schließen ihren Bereich. Kein Glas Wasser, kein 
‚Wollen Sie den Rest des Tages freihaben?‘, nichts.“(S.154)

Selbstverständlich gibt es miese Chefs. Aber darum geht es nicht. Die Frage 
ist, ob das hier beschriebene Verhalten tatsächlich repräsentativ für die meisten 
Personal- oder Betriebsleiter ist und dadurch auch wirklichen Erkenntniswert 
für die Schüler hat, oder ob diese Geschichte nicht eher das Ziel verfolgt, den 
Kindern zu zeigen wie „kalt“ und „gnadenlos“ der Markt sei. Angesichts der 
sonst so marktkritischen und staatsgläubigen Passagen im Buch, neigt man 
dazu von Letzterem auszugehen.

Man fragt sich, warum den Schülern nicht erklärt wird, welche zentrale 
Rolle dem Unternehmer im Wirtschaftsprozess zukommt. Der Unternehmer 
ist derjenige, der darum bemüht ist die Bedürfnisse seiner Mitmenschen auf-
zuspüren und möglichst kostengünstig zu befriedigen. Je besser er darin ist, 
desto mehr Gewinn wird er machen. Jeder Mensch strebt nach Gewinn, selbst 
der Arbeiter: Er arbeitet nur deshalb, weil er erwartet mehr „Wert“ herauszu-
holen, als er hineingesteckt hat. Der Unterschied zwischen dem Arbeiter und 
dem Unternehmer liegt darin, dass der Arbeiter die Früchte seiner Arbeit sofort 
genießen möchte (ihm wird ein fest vereinbarter Lohn ausgezahlt), während 
der Unternehmer auf eine sofortige Auszahlung verzichtet, um das Kapital 
in langfristige profitable Unternehmungen zu investieren. Dabei muss er bis 
zur Erwirtschaftung von Gewinnen sowohl Unternehmenskosten als auch das 
unternehmerische Risiko tragen. 
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Fazit

Die Haupterkenntnis der so genannten „Public Choice Schule“ (Nobelpreis-
träger James Buchanan, Gordon Tullock, u. a.) ist, dass Politiker nicht nur 
das Allgemeinwohl anstreben, sondern wie alle anderen Menschen auch ihre 
eigenen Interessen verfolgen. Ein gutes Beispiel dafür bietet – wie  gesehen 
– das Bildungswesen.  

Nicht nur die Vermittlung von ökonomischer und politischer Grundbildung 
steht in den deutschen Schulbüchern im Vordergrund, sondern vor allem auch 
die Vermittlung von handfesten politischen Interessen und einer antiliberalen 
Ideologie. Die Kinder sollen zu staatsgläubigen Untertanen erzogen werden, die 
alle Probleme der Welt darauf zurückführen, dass es zu viel Markt und damit 
zu viel Freiheit und zu wenig Zwang gäbe. Dieses Problem existiert nicht nur 
in Deutschland. Auch in Frankreich vermitteln Schulen unzureichende Kennt-
nisse über ökonomische Zusammenhänge und tragen zur Aversion gegen die 
Marktwirtschaft bei. Stefan Theil hat in einem Projekt für den German Marshall 
Fund französische, deutsche und U.S.-amerikanische Curricula und Schulbücher 
analysiert (siehe Financial Times vom 7. Januar 2008). Es sei keine Überraschung, 
dass die Schulen durch eine linkslastige Brille unterrichten. Die Intensität der 
anti-marktwirtschaftlichen Voreingenommenheit sei aber erschreckend: Schü-
ler lernen, dass Unternehmen Arbeitsplätze zerstören, während die Politik der 
Regierung sie erschaffe. Die Globalisierung sei destruktiv, wenn nicht sogar 
katastrophal. Es sei kein Wunder, wenn französische und deutsche Reformer 
„niedergebrüllt“ werden.

Angesichts dieser systematischen Hetzjagd gegen die freie Marktwirtschaft 
an deutschen Schulen sollte es nicht verwundern, dass immer mehr junge 
Menschen sich radikal-antikapitalistischen Vereinigungen oder Globalisie-
rungsskeptikern wie „Attac“ anschließen, zu Staatsgläubigkeit neigen und 
umfassende Ansprüche an den Staat stellen. 

Während 1991 in einer Befragung noch 36 Prozent der Deutschen angaben, 
sozialistische Ideen zu unterstützen, waren es 2007 sogar 47 Prozent (siehe 
Financial Times vom 7. Januar 2008). 1990 glaubte man den Sozialismus endlich 
aus Deutschland vertrieben zu haben. Doch der Sozialismus ist nicht tot – er 
lebt in vielen Schulbüchern weiter.
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